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Bindungswirkung einer dienstlichen Weisung bei
fehlerhafter Personalratsbeteiligung?
Dr. Torsten von Roetteken

Das BVerwG hat in seinem Urteil vom 30.8.20121 die – über-
raschende – These aufgestellt, eine dienstliche Anordnung,
dort gerichtet auf eine höhere Pflichtstundenzahl von Lehrkräf-
ten, müsse gemäß § 35 S. 2 BeamtStG (bzw. § 62 Abs. 1 S. 2
BBG) auch dann befolgt und umgesetzt werden, wenn der Er-
lass der entsprechenden Anordnung der Mitbestimmung des
Personalrats unterworfen und dessen Zustimmung nicht einge-
holt worden war. Außerdem wirke eine spätere Durchführung
des Mitbestimmungsverfahrens heilend auf den Zeitpunkt des
Erlasses der Anordnung zurück. Diese Thesen sollen nachfol-
gend auf ihre personalvertretungsrechtliche und ihre beamten-
rechtliche Tragfähigkeit untersucht werden, da sie im jeweili-
gen Bereich Grundsatzfragen betreffen.

I. Ausgangsfall des BVerwG

Das BVerwG hatte über die Klage einer teilzeitbeschäftigten
Lehrkraft in Baden-Württemberg zu entscheiden, deren indi-
viduelle Pflichtstundenzahl auf 19/24 der wöchentlichen
Pflichtstundenzahl einer Vollzeitlehrkraft festgesetzt worden
war. Während des Laufs der Teilzeitbewilligung erhöhte das
Land die Pflichtstundenzahl pro Woche von 24 auf 25 mit Wir-
kung zum Schuljahr 2003/2004 und bediente sich dafür einer
Verwaltungsvorschrift, vor deren Erlass der Hauptpersonalrat
des Kultusministeriums nicht beteiligt worden war2. Sowohl
der VGH BW wie auch das BVerwG gingen davon aus, die Er-
höhung der wöchentlichen Pflichtstundenzahl sei als Maß-
nahme zur Hebung der Arbeitsleistung nach § 79 Abs. 1 S. 1
Nr. 9 PersVG BW3 mitbestimmungspflichtig gewesen und
folgten insoweit der diesbezüglichen Rechtsprechung des Per-
sonalvertretungssenats beim BVerwG4. Das Mitbestimmungs-
verfahren wurde erst im Verlauf des Schuljahres 2005/2006
eingeleitet, wobei die Einigungsstelle erst unter dem 20. Juli
2006 eine Empfehlung an die oberste Dienstbehörde beschloss,
die gegen die Erhöhung der Pflichtstundenzahl vom Hauptper-
sonalrat erhobenen Einwendungen als unberechtigt zurückzu-
weisen.

Die klagende Lehrkraft hatte entsprechend der mit Erlass ver-
fügten Erhöhung der Pflichtstundenzahl 20 Wochenstunden
Dienst geleistet und dafür eine Besoldung von 20/25 erhalten.
Ihre Klage auf Zahlung einer Besoldung zu einem Anteil von
20/24 bliebt in allen Instanzen erfolglos.

II. Einordnung des personalvertretungsrecht-
lichen Zustimmungserfordernisses

Die Mitbestimmung von Personalräten ist in den Personalver-
tretungsgesetzen des Bundes und der Länder einheitlich dahin
geregelt, dass der Mitbestimmung unterworfene Maßnahmen
einer Dienststelle von ihr nur mit Zustimmung des zuständigen
Personalrats getroffen werden dürfen: § 69 Abs. 1 S. 1
BPersVG5. Das personalvertretungsrechtliche Zustimmungser-
fordernis entstammt dem Betriebsverfassungsrecht und damit
dem Privatrecht, wie die Regelung in § 61 BetrVG 19526

zeigt7. Im Zustimmungserfordernis drückt sich das gesetzlich
eingeräumte Mitbestimmungsrecht aus, das vom RAG8 unter
der Geltung des Betriebsrätegesetzes vom 4.2.19209 als ver-

tragliche Teilhabe an den Entscheidungen des Arbeitgebers
charakterisiert worden war. Diese Teilhabe war schon seiner-
zeit dahin verstanden worden, dass der Arbeitgeber nur in
Übereinstimmung mit dem Betriebsrat einseitig tätig werden
durfte10.

Im Zivilrecht wird der Begriff der Zustimmung (§ 182 BGB)
als Oberbegriff für die vorher zu erteilende Einwilligung
(§ 183 BGB) und die nachträglich erteilte Genehmigung
(§ 184 BGB) verwendet11. Welche Form der Begriff der Zu-
stimmung im Einzelfall meint, hängt maßgeblich vom Zweck
der jeweiligen Regelung ab. Deshalb wird z.B. aus der kon-
kreten Ausgestaltung von § 103 BetrVG bzw. § 108 Abs. 1
BPersVG i. V. m. § 15 KSchG der Schluss gezogen, die danach
erforderliche Zustimmung des Betriebs- bzw. Personalrates
müsse vor Ausspruch der Kündigung erklärt werden, könne
also zivilrechtlich gesehen nur in der Form einer Einwilligung
erfolgen, sodass eine nachträgliche Genehmigung von vornhe-
rein ausscheide12. Für eine durch Betriebsvereinbarung er-
folgte Regelung, dass Kündigungen der Zustimmung des Be-
triebsrates bedürfen, geht die h.M. ebenfalls davon aus, dass in
diesen Fällen im Zweifel nur die Einwilligung gemeint ist13,
und eine nach Ausspruch der Kündigung ausgesprochene Ge-
nehmigung ausscheidet, jedenfalls soweit diese Genehmigung
auf den Zeitpunkt des Ausspruchs der Kündigung zurückwir-
ken nicht erst ab ihrer Erteilung Wirkung entfalten soll14.
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